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Entstaatlichung der straßen? 
Eine Stellungnahme zu zwei Rechtsgutachten zur Wegekostenfrage 

Vün Professor Dr. Th 'e '0 dü r K i t tel 

sind zwei Rechtsgutachten namhafter Verfasser veröffentlicht worden 
die die Wegekostenfrage unter öffentlich"rechtlichen Gesichtspunkten behandeln.: 

1. 
Krüg,er, Prof. Dr. Herbert: "Gegen eine Entstaatlichung der öffentlichen Wege." 
Schriftenl'eihe der Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr, Heft 1, 50 Seiten . 
Kirschbaum "Verlag, Bielefeld, 1954. . 
Das Krügersche Gutachten will sich, wie der Verfasser' im Vorwort betont 
auf die heiden Fragen der Abschreibungen auf das Anlagevermögen und de; .! 

V,erzinsung des Eigenkapitals das in den Straßenanlagen steckt, beschränken 
will Verfasser untersl!chen, üb und 

rechtlIch zulasslg (erlaubt) selen ,oder 111cht, sündern üb sie tunhch oder untunlicl\ 
seien 1). Krüger sieht in dem W'egekosten"Gutachten des Wiss,enschaftlichel\ 
Beirats beim Bundesverk,ehrsministerium eine 'einseitig volkswirtschaftliche Dar" 
stellung; er möchte mit seiner Arbeit das juristische Komplement dazu liefern 
Den K'ern seiner Argumente stellt Krüger gleich an die Spitze seines 
mit der These: Die Vorschläge des Wissenschaftlichen Beirats würden "auf 
Privatisierung ,eines bedeut,enden Bereichs unserer öffentlichen V'erwaltung und da" 
durch ,auf ,einen neuen Beitrag zur Entstaatlichung uns,eres Gemeinwes,ens hinaus" 
laufen" (S. 11). Er versteht nämlich das W,egekosten"Gutachten S'o, daß der daril\ 
aufgestellte Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrswege und 
F'Orderung, daß die Verkehrsträger auch für Abn:utzung der 
u:nd V,erzinsung des in den Wegen inv,estierten sollten, zn 
emer "Kommerzialisierung" und damit zu einer "Entstaathchung . der Wege führe. 
Krüger möchte den Nachweis führen, daß die im Wegekosten"Gutachten Vor= 
geschlagene Anhebung der Mineralölsteuer in Verbindung mit A,cnderung det 
Kraftfahrzeugsteuer den Charakter als ,Steuer' beseitige und daraus ein "Entgelt 
für dne Sonderleistung" und damit begrifflich eine ,Gebühr' mache. Dabei unter= 
stellt Krüger (was das W,egekosten"Gutachten nicht besagt), daß der Ertrag deI.' 
Abgaben in ihr,er neuen Höhe 'einem "Sonderfonds" zugeführt werden m ü ß t 
und f,olglich die Abgaben keine Steuer sein könnten (S. 19 ff). 
Eine weitere These Krügers (5. 22) lautet: Wo Gebühren erhoben werden, kann 
kein Gemeingebrauch, s,ondern nur eine sügenapnte "Sondernutzung" vorliegen. 

1) Mit "tu'Illi.dh oder untunlich" moünt Krüger offenbar die Frage: oder nicht? 
Das alXlr ist dann nicllt mdhr ei,ne H Q eh fraW), &ondcrn ci!]!) 'p0hhsch<Jn od{)r wirtschafl_ 

,lich<Jn Ermcssens und kann daher insow.eit Il'kJht G<Jgüllsland dnes "JurislJl6cllCll Komplementes" soin. 
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Denn "was der Allgemeinheit ohne weiteres zur Verfügung steht, wird durch 
die Allgemeinheit, also nicht durch den Benützer, s'ondern durch den Bürger 
finanziert" (gemeint ist: durch den Steuerzahler). 
Nachdem Krüger nachgewiesen zu haben glaubt, daß die erhöhten Abgaben nicht 
mehr Steuern sein könnten, sondern "Gebühren", folgert er weiter: die Gebühren" 
pflichtigkeit mache aus den Straßen, die an sich ,öffentliche Sachen sind, eine 
"Anstalt". Und da nach dem Willen des Wegekosten::Gutachtens Verzinsung 
des Eigenkapitals, mithin (!) Gewinnerzielung ,erstrebt werde, würde aus der 
Wegeverwaltungeine "private Anstalt" werden, damit aber würde das bisherige 
\V,egerecht auf den Kopf gestellt und ein wesentliches Stück hoheitlicher Ver" 
waltung 'entstaatlicht werden (S. 28). 
Zur Frage der Zweckbindung der durch Abgaben vom Kraftv,erkd1t herein:: 
kommenden Gelder verweist Krüger auf das Prinzip der sogen'annten Non" 
affectation 2) und lehnt daher die Zweckbindung grundsätzlich ab (S. 40). 
In den letzten Abschnitten seines Gutachtens befaßt Krüger sich in der Haupt" 
sache mit die sich gegen die Entstaatlichung der Straßen richten 
lind ubele Folgen ("Gefährdete Staatlichkeit") aufzeig,en. Da weder das 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats noch sonst jemand heute und für 
absehbare Zeit 'ernstlich an 'eine Entstaatlichung der Straßen, denkt und eine 
solche auch bei Durchführung der V,orschläge des \'Vissenschaftlichen Beirates 
niemals in Frage käme, wird auf diesen Teil der Krügerschen Schrift nicht 
näher eingegangen 3). 

11. 
Hub,er, Prof. Dr. Ernst" Rudolf: W'egekosten und Kraftverkehr. 68 Seiten. 
V,erlag Klein, Gießen, 1954. 
Das, Huhersche Gutachten ist offensichtlich, wenn dies auch nicht ausdrücklich 
betont wird, veranlaßt durch das Krügersche Gutachten. Es will die Frage unter" 
suchen (S. 15), ob es mit unseren allgemeinen Staatsgrundsätzen v,ereinbar sei, 
die Wegekosten dem Kraftv'erkehr durch Sonderbesteuerung anzulast'en. 
Huber bejaht dies. 
Es ist allgemein und auch zwischen den y,erfassern Krüger und Huber 
nicht umstritten, daß die ,öffentlichen Wiege im Gemeingebrauch stehen in dem 
Sinne, daß alle in gleicher Wdse freien Zugang zu ihnen haben sollen. Indessen 
ist nach Meinung Hubers im Gegensatz zur Auffassung Krügers ,freier Zugang' 

, zur W,egebenutzung nicht begriffsnotwendig identisch mit ,abgahefreiem Zugang' 
zum V,erkdlI; insbesmidere sei bereits 1926 die Kraftfahrzeugsteuer als die 
endgültige Abgeltung irgendwelcher sonstiger Wegebenutzungssteuern erklärt 
worden (S. 19). Den gegenwärtigen Zustand der Ueberlastung der Straßen be,: 
zeichnet Huber als ,übermäßigen Gemeingebrauch' durch eine bestimmte Gruppe 
von Y'erkehrsteilnehmern sowohl hinsichtlich der Vier kehrs belastung wie 
sichtlich der gesteigerten Straßenabnutzung durch schwere Wag,eri(S. 24). 
Die Anlastung der Wegekosten auf den Kraftverkehr beseitige nicht etwa den 

2) i50t wohl mil Hindung identisch. Krüger übcrnimmt dio "Non-
affeclat,ion" von G. 
3) Das unlic;' II besprochene GUlad{tcll hefaßt sich zwar auch mit. diesen Gedanken 
Krüger's, macht S,j'B sich abc!' nicht zn; eigen. 
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Gemeingebrauch, sondern sie ziele darauf, durch Entlastung des Straßenverkehrs 
den heute gestörten Gemeingebrauch aller wiederherzustellen (S. 34) und die 
"Depossedierung der Allgemeinheit" einzudämmen. . 
Mit dem Aufk'ommen des gewerblichen Kraftverkehrs haben die Straß,en eineo 
Funktionswandel 'crfahren, indem sie nun nicht mehr überwiegend dem Verkehr, 
sondern wesentlich auch der V,erkehrswirtschaft dienen, gleichsam als eio 
,Produktionsmittel' (S. 26). Darin .erblickt Huber die Kommerzialisterung det 
Straßen; er gebraucht diesen Ausdruck im betonten Gegensatz zu Krüger, der 
als Kommerzialisierung bezeichnet, wenn versucht wird, die Straßenkosten durch 
die Kraftverkehrswirtschaft decken zu lassen. 
Die Disharmonie von Wegckapazität und Verkehr ist letzten Endes der Ausgangs,," 
punkt der jetzt diskutierten Verkehrsgesetze. Dieser Disharmonie abzuhelfen 
sollte man, wie Huber meint, das Mittel wählen, das am ehesten markt1«onform 
ist. "Von allen denkbaren Eingriffen zu diesem Zweck ist die Anlastung der 
Wegel<>osten auf die Kraftv.crkehrswirtschaft das Mittel, das sich am ehesten 
organisch in das System der geltenden Wirtschaftsv.erfassung einfügen läßt" 
(S. 30). . 
Zu der v·on Krüger als besonders wichtig bezeichneten Frage: Steuer oder 
Gebühr? meint I-iuber (S. 39): Wenn die Kraftfahrzeugsteuer und die MineralöL 
steuer künftig in eine bessere Relation zum Ausmaß der Wegebenutzung ge" 
bracht werden, wie das W·egekostengutachten vorschlägt, so würde damit nUr 
dem Grundsatz der Steuergerechtigkeit Genüge getan, dagegen nicht der Cha" 
rakter einer Steuer preisgegeben. Denn das Ziel der im W,egekostengutachten 
niedergelegten Grundsätze ist nicht, die Wesensart jener beiden Steuern zu 
ändern, sondern sie nach vernünftigen und gerechten Maßstäben umzugestalten. 
Deshalb bleiben sie doch Steuern im Rechtssinn (S. 40). 
Im Gegensatz zu Krüger hält Huber die Zweckbindung der Steuererträge für 
den vorliegenden Sonderfall für zulässig; ,er weist darauf hin, daß in der modernen 
Steuergesetzgebung auch sonst schon ähnliche Ausnahmefälle vorgekommen. 
seien: der Wehrbeitrag, der Lastenausgleich, das Notopfer Berlin (S. 41). 
Huber widerspricht sehr bestimmt der Krügerschen Meinung, daß bei Einführung 
der vlom Wissenschaftlichen Beirat vorgeschlagen stärkeren Belastung des Kraft" 
verkehrs mit Straßenkosten die öHentlichen Straßen zu einer ,Anstalt' und sogar 
zu dner privaten Anstalt würden. Der Begriff "Anstalt" setzt eine besondere 
Organisations form voraus, nicht dagegen werde das W·es·en ·einer Anstalt durch 
die F.orm ihrer Finanzierung bestimmt (S. 59 f.). "Es sind keine privatwirtschaft" 
lichen oder gar privatrechtlichen Vorstellungen sondern spezifisch staatsfinanz" 
wirtschaftliche Erwägungen, aus denen der eines neuen Finanzierungs" 
systems für dIe Straßen hervorgeht" (S. 60). 
Der These schließlich, in der das Krügersche Gutachten gipfelt, die W·egekosten" 
Anlastung führe zu dner "Entstaatlichung" der Straßen, tritt Huber entschieden 
entgegen: 'es sei dn legitimer Zweck, diejenigen Gruppen, die eine Vorherrschaft 
auf den Straßen ausüben, mit einem kostengerechten Anteil ,am W,egeaufwand 
zu belasten. Indem der Staat nach geeigneten Mitteln zu diesem legitimen Zweck 
suche; begebe ,er sich nicht auf den W,eg der Entstaatlichung, vielmehr bemühe 
er sich damit gerade um die Wahrung der staatspolitischen Funktion der Straßen 
und um ihre Staatlichkeit (S. 66). 
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IH. 
In den vorhergehenden Abschnitten wurde der Kern der Ausführungen beider 
Gutachten zunächst ,ohne Kritik wiederg,egeben, dabei das weniger \Vichtige über" 
gangen. In dem Für und Wider der Auffassungen und Grürde, die die beiden 
Verfasser geistvoll darlegen, wird dem: Leser der Stoff leben'tlig. Zu den wich" 
tigen Problemen, die die Gutachten behandeln, ist noch das Folgende zu bemerken: 

1. Zweckbindung. 
Dic Frage, ,ob man die Zweckbindung der Abgaben des Kraftverkel)rs für Zwecke 
des Straßenbaues dnführen sollte, ist weniger eine Frage des Rechts als eine solche 
finanzpolitischer Zweckmäßigkeit. Die Zweckbindung, die der Wissenschaft" 
liehe Beirat vorgeschlagen hat, braucht keineswegs, wie Krüger annimmt, in der 
Form eines besonderen Fonds sichergestellt zu werden. Vielmehr kommt es dar" 
auf an, daß Regierung und Parlament sich bei der kufstellung und Verab:, 
schiedung des Haushaltsplanes gebunden fühlen die den Einnahmen entsprc" 
chendCn Beträge als Ausgaben 'für den vmzusehen. Weder müssen 
die Steuerbeträge immer spitz bis auf jede Million DM dem Straßenbau zugeführt 
werden, noch wird es immer möglich sein, sämtliche Bedürfnisse des Straßen" 
baus, soweit sie anteilig den Kraftv,erkehr treffen, ohne Hinzunahme allgemeiner 
Haushaltsmittel zu erfüllen. Das Wesentliche ist, daß in jedem Jahr soviel, wie 
schätzungsweise die Abgaben des Kraftv,erkehrs einbringen, auch wirklich als 
anteilige Ausgabe für den Straßenbau vorgesehen wird,'1) W,enn heute Befür:, 
worter der Interessen des Kraftverkehrs sich gegen die Zweckbindung der Ab" 
gaben aussprechen, vergessen sie, daß gerade v,om Kraftverkehr noch unlängst 
kritisiert wurde, die bisherigen Steuererträge kämen nur teilweise dem Straßenhau 
zugute, das heißt eben: sie würden nicht zweckgebunden verwendet. 

2. Eigenwirtschaftlichkeit, Kostendeckung oder Gewinnerzielung? 

Auch in dieser Frage widersprechen sich die beiden Gutachten Krügers und 
Hubers. Der Gegensatz ist aber nur scheinbar ein solcher von Wissenschaft und 
Lehre; in Wirklichkeit ist Cl' bedingt durch die Verschiedenheit der Ausgangs:, 
punkte bei dem, was aus dem Wegekostengutachten herausgelesen wird. Das 
W,egel<Jostengutachten fordert anteilige Deckung der vollen volkswirtschaftlichen 
Kosten der Straßen durch den Kraftv,erkehr und bezeichnet dies als "Eigen" 
wirtschaftlichkeit". Es ist ein offenbares - zu dem indessen das 
\Vegekostengutachten keinen Anhalt bietet, - wenn Krüger daraus die Absicht 
herausliest, die Straßen sollten ,mit Gewinn' bewirtschaftet werden. Es darf nicht 
übersehen werden, daß der Begriff der Kostendeckung dwas ganz anderes he:, 
deutet als der der Gewinucrzielung. Die Straßen erwerbswirtschaftlich zu 
trachten, dazu besteht keinerlei Anlaß. Auch das W·egekostengutachten sieht 
die ,Eigenwirtschaftlichkeit' nur im Rahmen der gesamten Volkswirtschaft und 
speziell im Hinblick auf die Staatsfinanzen (keine Subventionen 1). So gesehen; 
ist Eigenwirtschaftlichkeit der Zustand,' bei dem der Finanzminister einerseits 
nicht Straßenkosten, die anteilig auf den Kraftv·erkehr entfallen, aus Steuermitteln 
deckt, andererseits aber Erträge aus Abgaben des Kraftv·erkchrs auch nicht teil" 
weise für andere als Straßenzwecke verwendet. 

1) Dazu muß dann ·imlller noch der w{)ikro Teil VOll Ausgahen für dcn Straßcnb:m kOIllm<:n, 
der (h'1I1 Amlllar:, des nicht. ahg'll>epflielltigen Verkdlrs entspricht. 
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3. Str.aßenbauv.erw.aItung als ,Anst.alt' und kommerzielles Unternehmen. 
Ein noch ,ernsteres Mißverständnis beruht darauf, daß Krüger dav'Ün ausgeht, 
WIegekostengutachten setze sich für die Entwicklung dcr I 

zu einer ,Anstalt'ein. Eben weil Krüger irrtümlich annimmt, daß die 
des in den Straßen investierten Kapitals, die dcr Wissenschaftliche Beirat vor", 
schlägt, über die Deckung der Verwaltungsunk'Üsten hinausgehen5) und desh<l.llJ 
einen ,Gewinn' darstellen würde, kommt ·er zu dem weiteren Schluß, daß Clp\t 
Gewinnerzielung aus der Straß.enverwaltung dne private Anstalt mache, und 
darin "die Entstaatlichung der öffentlichen Wiege", die nach der Ueberschl.'ift 
seines Gutachtens dr'Ühen soll. 
Das kann nicht unwiderspl'lOchen bleiben: Selbst wcnn ineincm Jahr die Ab", 
gaben aus dem Kraftverkehr höher wären als die anteiligen 
unkosten", von denen Krüger spricht, würde damit überhaupt nichts an der 0):", 
ganisation der Straß.enverwaltung als unmittelbarer Staatsverwaltung geändert, 
würde weder eine Anstalt neben der Hoheitsverwaltung noch gar würde sie 
privatrechtliche Institution ("kommerzielles Unternehmen") werden. Die V tJr", 
aussetzung zu alledem wären entscheidende organisatorische Aenderungen im. 
Bereich des Staats, an die niemand denkt.6) 

4. "Entstaatlichung" der Sfr.aßen. 
Schließlich geht Krüger davon aus, daß die von ihm geschilderte Entstaatlichung 
"dem Vmschlag des Wissenschaftlichen Beirats innewohnt" (S. 27). Das ist ein 
Irrtum. Das WIegekostengutachten ·enthält an keiner Stelle auch nur eine An: 
deutung, die zu diesem Schluß führen könnte. Vielmehr läßt es .auch das W'ege: 
kostengutachten geradezu selbstverständlich bei der bisherigen bewährten Orga= 
nisationsform der unmittelbaren Hohcitsverwaltung durch Bund, Länder ul1d 
Gemeinden. I 

5) Auf d.io Frage, warum und in welchem Ausmaß zu den WcgckostclI die Zinsen tles 
investierten Kapitals gehören, kann im HalmH'11 diJCs'es Aufsal;;l!Cs nicht nähor emg:cgangcn \Verden. 
Es se,i aher darauf hingcwiles'Crl, daß .lUch im BUlHldhau>,>halt di,e Ausgaben LÜ,r Neubau und 
Erw€ücrung der Bundl'6.slraßen nicht sondern im IIaushll,lt 
Ilachgewiewn Die Ans.gaben (ks. außarol1llantlidllen Ibushalts werden im Priu7!ip ,juS 
Frcmdmitteln (AnJ.ci1wn) gcr1ockt. El9 ist also durcbaus normal, daß boim oder hd 
En,,€.iterulng von Straßen Zimüll entstehen, deren Charakter als Kosten memand lJ(?strcitN! 
wil'd', "V;ynn nun abweichend von der Norm der Sta.at, weil er keino FremdgelJcr zur Verfügung hat:, 
dafür mit SteUiergddern und dhes'Ü, so ihl'er eigentlichen Vc.rwcndullg entzieht, soll (hs 
dann üin" Ersparnis von ,Kos'Lcn P lYedeutol1 und sollen di,l} Benutzer der Straßen, davon zu Lasll)n 
der Steulerzalhl€r den VorLc!il haben? Das Entscheidende is.t so oder so, mIt der Invcstitiull 

. dureh Kapitalaufwand immo·r auch volks.wi·rtsldhaftlliche Z·i.nsen ents.tehcn: 
NiUlJercs dazu boi A, Scbmitt, Straßenkosten und Vcrkcßlrsorrlllung, lieft 7 rler SchrifLclll,,'ill<' ries 

für V€rkchr (IGrschhaum Verlag, Hidefeld 1955). , ' 
6) Angeslidtls .der Geuanlcengänge im Krügers'ehen möchte fragen: Hült der 
Vcrfa.sser für l'echtlllich "nidht zulläs·sig", diJo MüncroNils'Leucr weson.t!tc!t zu e.r!to!lcn oder auch di'ß 
Kra!tfahrz<-'ugs.teuer etwa lim Sinn oiner di.e StraßenabnUitzun<Y besser AbstufuflO' 
zu vorändorni' Ist dßr Verfasser wirklich der Meinung, wenn solches ge,sdhUhe,. (He 
verwaltung cl a dur.cll zu €liner ,Anstalt' werden 0001' sogar den Charakter em?r prIvaten Anstalt 
anmhmen würde? Es ist nicht vors.tdlbar, wie aus e,iner unmitlclbaren HohC'ltsverwaltung ohne 
Aonderung d·er also Oh11O Eingl'ciifen des Staatc.s, Clino Anstalt, entsLehen sollLc.; 
und es :ist ebensoweni.g einzusehen, welcho He eh t s gründe den Staat zu cmer solchen Ulll-
organisation nötig<ln könnten. Vielmc1lr bleibt !1üe der Verwaltung, die der 
Straßenverwaltung, immer eine Fra"'o der Zweckmäßigkeit und des Ermessens der RegIerung und 
allenfalls des . b 
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Damit ·entfällt schließlich auch zwangsläufig jeder Gedanke an eine "Entstaat" 
Hchung der Straßen" im Zusammenhang mit dem W'egekostengutachten.7) 

Auch literarische Kritik unterliegt ungeschriebenen Gesetzen. Dazu gehört es, 
aus ,einer kritisierten Schrift nicht leichthin Schlüsse auf die Einstellung oder 
das WQUen des V.erfassers .zu ziehen die weitab VQn dem liegen, was die Schrift 
besagt, - zumal wenn diese nicht bloß sind, sondern auch 
geeignet, die Oeffentlichkeit zu alarmieren. Das nämlich ist bei dem Titel des 
Krüger'schen Gutachtens und bei dem V,orwurf, man b':!treibe die Entstaat" 
Hehung unserer Straßen, in hohem Maße der Fall. 

7) Da eine "Entst.a.atlichung" der SLraßi)n überhaupt nicht in Fragi) kommt, kann hier davon 
abO'Nchen Wi)l'dcn, auf die Gcdankcngiingß in di)n. heiden Gutachten einzugehcn, die sich mit den 
(ygn Krüger geschilderten) Folgen eincr Enlstaathc1:ung befassen, "gefährdeli) Staat-
lichki)it", "Pluralismus" der Staatsgewalt, "Denatul'l'crung" der StaatssuLsLanz S. 45 ff). 


